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A Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 

Die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange sind nachfolgend in ihrem vollständigen Wortlaut 
wiedergegeben. 

 

INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

 Regierungspräsidium Stuttgart 
 (Schreiben vom 20.02.2026) 

I. Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klima-
schutz  

(1) Der Einsatz erneuerbarer Energien ist aus Klimaschutzge-
sichtspunkten von hoher Bedeutung. Auch geringe Beiträge 
sind nach § 3 Absatz 1 Satz 2 KlimaG BW wichtig. Dies trägt 
der Tatsache Rechnung, dass der Beitrag einzelner Maßnah-
men zum Klimaschutzziel verhältnismäßig klein sein kann. Die 
Klimaschutzziele können nur erreicht werden, wenn der Klima-
schutz auf allen Ebenen engagiert vorangetrieben und kon-
krete Maßnahmen umgesetzt werden (vgl. dazu auch Be-
schluss des BVerfG vom 24. März 2021, Az. 1 BvR 2656/18 
u.a.). 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

(2) Nach § 1 Absatz 5 Baugesetzbuch sollen die Bauleitpläne 
insbesondere dazu beitragen, den Klimaschutz und die Klima-
anpassung zu fördern. Nach § 1a Absatz 5 Baugesetzbuch soll 
bei der Aufstellung der Bauleitpläne den Erfordernissen des Kli-
maschutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 
entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an 
den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

(3) Nach § 10 Absatz 1 KlimaG BW müssen die Treibhaus-
gasemissionen in Baden-Württemberg bis zum Jahr 2030 um 
mindestens 65 Prozent gegenüber dem Stand von 1990 redu-
ziert werden. Bis zum Jahr 2040 wird über eine schrittweise 
Minderung Netto-Treibhausgasneutralität („Klimaneutralität“) 
angestrebt.   

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

(4) Die besondere Bedeutung erneuerbarer Energien ist in § 2 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) verankert. Auch 
gemäß § 22 Nummer 2 KlimaG BW kommt den erneuerbaren 
Energien sowie dem Verteilnetzausbau besondere Bedeutung 
zu. Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung 
von Strom oder Wärme aus erneuerbaren Energien und der 
dazugehörigen Nebenanlagen sowie die Errichtung, der Be-
trieb und die Änderung der Stromverteilnetze und der für deren 
Betrieb notwendigen Anlagen (soweit dies für die Errichtung 
und den Betrieb der Erzeugeranlagen und den Ausbau der 
Elektromobilität erforderlich ist) liegen im überragenden öffentli-
chen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. Durch 
diese gesetzliche Festlegung werden diese Maßnahmen in der 
Abwägung mit anderen Schutzgütern entsprechend ihrer Be-
deutung für die öffentliche Sicherheit und bei der Verwirkli-
chung des Landesklimaschutzziels höher gewichtet und ihnen 
wird in der Regel ein Vorrang eingeräumt, wobei die Umstände 
des Einzelfalls in den Abwägungs- und Ermessensentschei-
dungen zu berücksichtigen sind.  Gemäß § 3 Absatz 1 Satz 4 
KlimaG BW sollen insbesondere bei energiebedingten 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Treibhausgasemissionen das Vermeiden und Verringern der 
Emissionen in erster Linie durch Einsparung sowie effiziente 
Bereitstellung, Umwandlung, Nutzung und Speicherung von 
Energie sowie durch den Ausbau und die Nutzung erneuerba-
rer Energien erreicht werden. Diese Maßnahmen haben be-
sondere Bedeutung, auch wenn es sich im Einzelfall um ge-
ringe Beiträge zur Treibhausminderung handelt (siehe § 3 
Absatz 1 Satz 2 KlimaG). Dies ergibt sich aus dem Umstand, 
dass ca. 90 Prozent der Treibhausgasemissionen energiebe-
dingt sind. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

(5) Um die Klimaschutzziele nach § 10 Absatz 1 KlimaG BW zu 
erreichen, kommt es entsprechend des Zielszenarios aus dem 
Forschungsvorhaben „Sektorziele 2030 und Klimaneutrales 
Baden-Württemberg 2040“ 1 wesentlich darauf an, sowohl den 
Energieverbrauch deutlich zu reduzieren als auch den Ausbau 
der erneuerbaren Energien in allen Bereichen deutlich voranzu-
treiben.  

Bei der Stromerzeugung durch erneuerbare Energien bedarf 
es einer Erhöhung des Anteils an der Bruttostromerzeugung 
von 35,9 Prozent im Jahr 20222 (erste Abschätzung) auf 82 
Prozent im Jahr 2030 (das entspricht mehr als einer Verdopp-
lung innerhalb von weniger als zehn Jahren) und auf 98 Pro-
zent im Jahr 2040. Bezogen auf die Potenziale in Baden-Würt-
temberg kommt dabei dem Ausbau der Stromerzeugung durch 
Photovoltaikanlagen neben dem Ausbau der Windkraft eine 
Schlüsselrolle zu. Der Anteil an der Bruttostromerzeugung soll 
entsprechend des Zielszenarios bis zum Jahr 2030 auf 41 Pro-
zent anwachsen. Die installierte Erzeugungsleistung aus Pho-
tovoltaik wird im genannten Energieszenario für das Jahr 2030 
in einer Größenordnung von über 24.000 MW veranschlagt. Im 
Jahr 2022 betrug die installierte Erzeugungsleistung aus Photo-
voltaik in Baden-Württemberg 8.314 MW3.  

Legt man bei der Frage des Ausbaubedarfs für die Stromer-
zeugung durch Photovoltaik das Zielszenario zugrunde, so ist 
in den nächsten Jahren eine deutliche Steigerung der Zubaura-
ten von Nöten. Im Zielszenario wird im Zeitraum von 2022 bis 
2025 ein mittlerer jährlicher Bruttozubau von 1150 MW ange-
nommen, zwischen 2026 und 2030 von jährlich 2530 MW so-
wie im Zeitraum von 2031 bis 2040 von 2750 MW pro Jahr. 
Der größere Anteil soll dabei durch Photovoltaikanlagen an Ge-
bäuden erzeugt werden. Die Bedeutung von Freiflächenanla-
gen nimmt jedoch im Zeitablauf stetig zu. Das EEG sieht als 
Standorte für Solarparks im Wesentlichen Konversionsflächen 
und Seitenrandstreifen entlang von Autobahnen und Schienen-
wegen vor.   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

(6) Die photovoltaische Stromerzeugung erfolgt sehr emissi-
onsarm. Unter Berücksichtigung des gesamten Lebenszyklus 
(Errichtung, Betrieb, Abbau) führt die Photovoltaiknutzung zu 
einer Treibhausgasminderung in einer Größenordnung von 
rund 682 g CO2-Äquivalent je erzeugter Kilowattstunde Strom. 

Die Lücke zwischen der voraussichtlich in Zukunft benötigten 
Strommenge und der mit der heute installierten Leistung von 
Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien er-
zielbaren Strommenge ist so groß, dass jede neue Anlage be-
nötigt wird, um diese Lücke zu verkleinern. Dies gilt gerade 
auch mit Blick auf die Zubauentwicklung der vergangenen 
Jahre. Zusätzlich kommt es zum Erreichen der 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Klimaschutzziele auf internationaler und nationaler Ebene so-
wie auf Landesebene außerdem auch darauf an, die Treib-
hausgasemissionen so früh wie möglich zu vermindern, da die 
kumulierte Menge der klimawirksamen Emissionen entschei-
dend für die Erderwärmung ist (siehe dazu Beschluss des 
BVerfG vom 24. März 2021, Az. 1 BvR 2656/18 u.a.).   

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

(7) Mit der Planung des Sondergebiets Photovoltaik mit einer 
Gesamtfläche von ca. 14 ha soll die planungsrechtliche Grund-
lage für die spätere Errichtung einer Freiflächen-photovoltaik-
Anlage geschaffen werden. Hierdurch wird ein wirksamer Bei-
trag zum Klimaschutz geleistet, sodass das Vorhaben aus 
Sicht der StEWK zu begrüßen ist. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

II. Abteilung 2 – Wirtschaft und Infrastruktur 

Raumordnung 

Gegen die vorgelegte Planung bestehen keine raumordneri-
schen Bedenken. 

 

 

Zur Kenntnisnahme.  

Allerdings weisen wir allgemein auf Folgendes hin:  

Alle Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupas-
sen (§ 1 Abs. 4 BauGB). Ziele der Raumordnung sind als ver-
bindliche Vorgaben, die nicht der Abwägung unterliegen, zu be-
achten (§ 3 Abs.1 Nr. 2 ROG und § 4 Abs. 1 ROG).  

Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind 
im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 
und 4, § 4 Abs. 1 ROG). Vorbehaltsgebiete sind als Grunds-
ätze, nicht als Ziele der Raumordnung zu werten (BVerwG, Be-
schl. v. 15.06.2009, 4 BN 10 09), so dass Vorbehaltsgebiete 
der Planung nicht grundsätzlich entgegenstehen, jedoch in der 
Abwägung zu berücksichtigen sind. Ein Verstoß gegen die An-
passungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB führt zur Unwirksam-
keit von Bauleitplänen (vgl. VGH München, Urt. v. 14.12.2016, 
Az. 15 N 15.1201).  

 

 

 

 

 

 

 

Vorbehaltsgebiete als Grundsätze der Raum-
ordnung sind von der vorliegenden Planung 
nicht betroffen. Insofern sind diese in der Ab-
wägung auch nicht zu berücksichtigen. 

Insoweit ist Augenmerk auf den seit Ende 2021 gültigen Bun-
desraumordnungsplan Hochwasser, den Landesentwicklungs-
plan 2002 (LEP) und den Regionalplan Heilbronn-Franken 
2020 (RegP HNF 2020) zu legen. 

Eine Betroffenheit des Bundesraumordnungs-
plans Hochwasser kann nicht festgestellt wer-
den. 

Die vorliegende Planung entspricht den Vorga-
ben des Landesentwicklungsplans 2002. 

Die vorliegende Planung widerspricht nicht den 
Festlegungen des Regionalplans Heilbronn-
Franken 2020. 

Der Sachverhalt wurde in der Begründung er-
gänzt. 

Im Einzelnen:  

Die geplante Solaranlage befindet sich innerhalb eines Regio-
nalen Grünzuges nach Plansatz 3.1.1 Abs. 2 (Z) des RegP 
HnF 2020. Danach sind „[d]ie Regionalen Grünzüge […] von 
Siedlungstätigkeit und anderen funktionswidrigen Nutzungen 
freizuhalten.“ Durch die am 15.08.2025 in Rechtskraft erwach-
sene Teilfortschreibung Solarenergie wurden die Regionalen 
Grünzüge jedoch für Freiflächen-Photovoltaikanlagen geöffnet. 
Auch außerhalb der in Plansatz 4.2.3.4 Abs. 2 (G) RegP HnF 
2020 genannten Vorbehaltsgebiete stellen Freiflächen-Photo-
voltaikanlagen keine funktionswidrige Nutzung dar, sofern die 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Funktionen der Landwirtschaft, des Naturschutzes oder der 
Landschaftspflege nicht beeinträchtigt werden. 

Da das Plangebiet weder von wesentlicher funktionaler Bedeu-
tung für den Biotopverbund ist, noch eine Beeinträchtigung der 
Landwirtschaft durch den Entzug hochwertigster Böden zu er-
warten ist, ist die Errichtung der Photovoltaikanlage grundsätz-
lich auch innerhalb des Regionalen Grünzuges zulässig.  

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Nachdem das Plangebiet nicht aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt ist, weisen wir darauf hin, dass der Bebauungsplan 
genehmigungspflichtig ist, sofern das Bebauungsplanverfahren 
vor dem Flächennutzungsplanänderungsverfahren abge-
schlossen werden soll. 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Da der Bebauungsplan nicht aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt wird, ist der Flächennutzungsplan gem. § 8 Abs. 3 
BauGB im Parallelverfahren zu ändern. Wir gehen davon aus, 
dass die Änderung des Flächennutzungsplans zeitnah betrie-
ben wird. Wir weisen darauf hin, dass der Bebauungsplan ge-
nehmigungspflichtig ist, wenn der Flächennutzungsplan nach 
Satzungsbeschluss des Bebauungsplans noch nicht rechts-
kräftig ist.  

Der Flächennutzungsplan der vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofs-
heim-Großrinderfeld-Königsheim-Werbach 
wird im Rahmen der 32. Änderung angepasst. 

Der Aufstellungsbeschluss wurde vom Ge-
meinsamen Ausschuss der Verwaltungsge-
meinschaft bereits am 18.03.2024 gefasst. Die 
frühzeitige Anhörung ist bereits erfolgt. 

Da die Sicherstellung des Anlagenrückbaus nach Nutzungs-
ende bislang noch nicht aus den Unterlagen ersichtlich ist, re-
gen wir daher abschließend an, eine Rückbauverpflichtung 
auch bereits als textliche Festsetzung gem. § 9 Abs. 2 BauGB 
in die Planunterlagen aufzunehmen. 

Für Rückfragen steht zur Verfügung:  

Frau Viktoria Hildebrand, 0711/904-12103, Viktoria.Hilde-
brand@rps.bwl.de 

 

 

 

Die Rückbauverpflichtung wird im Rahmen des 
Durchführungsvertrages zwischen Vorhaben-
träger und Planungsträger geregelt. 

III. Anmerkungen:  

Abteilung 3 – Landwirtschaft – und Abteilung 8 – Landesamt für 
Denkmalpflege – melden Fehlanzeige. 

 

Zur Kenntnisnahme. 

IV. Hinweis:  

Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um Beach-
tung des Erlasses zur Koordination in Bauleitplanverfahren 
vom 11.03.2021 mit jeweils aktuellem Formblatt (abrufbar unter 
https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/bauen/bauleitpla-
nung/). 

Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 
Abs. 3 LplG gebeten, dem Regierungspräsidium nach Inkraft-
treten des Planes eine Fertigung der Planunterlagen in digitali-
sierter Form an das Postfach KoordinationBauleitpla-
nung@rps.bwl.de zu senden. Die Stadtkreise und großen 
Kreisstädte werden gebeten, auch den Bekanntmachungs-
nachweis digital vorzulegen.   

Wir bitten darum, am weiteren Verfahren beteiligt zu werden 
(StEWK@rps.bwl.de). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Landratsamt Main-Tauber-Kreis 
 (Schreiben vom 23.02.2026) 

Baurecht  
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In den örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan wurden 
Festsetzungen zu Einfriedungen und Stützmauern getroffen. 
Gem. § 74 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 LBO darf die Gemeinde durch Sat-
zung örtliche Bauvorschriften über die Notwendigkeit oder Zu-
lassung und die Art, Gestaltung und Höhe von Einfriedungen 
erlassen. Allerdings sind diese Anforderungen gem. § 74 Abs. 
1 S. 2 LBO nach Satz 1 Nr. 1 und 3 nur zulässig, wenn sie 
gleichzeitig die Nutzung erneuerbarer Energien zulassen. In 
den örtlichen Bauvorschiften unter 3.2 wurden Festsetzungen 
zu der Höhe der Einfriedungen und die Unzulässigkeit von ge-
schlossenen Einfriedungen aufgeführt. Tote Einfriedungen sind 
demnach bis max. 2,50 m zulässig und geschlossene bauliche 
Einfriedungen sind nicht zulässig. Diese Festsetzung schränkt 
die Nutzung von erneuerbaren Energien ein und ist somit unzu-
lässig. 

 

 

 

 

 

Der Sachverhalt wurde mit dem Bauamt abge-
stimmt und dessen Anregung aufgegriffen. So 
wurde unter 1.1 ergänzt, dass die nachfolgen-
den Vorschriften nur zulässig sind, sofern diese 
erneuerbare Energien nicht einschränken. 

In der Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen 
wird die Erforderlichkeit der Festsetzung einer Rückbauver-
pflichtung erläutert. Eine entsprechende Festsetzung ist im Vor-
entwurf nicht vorhanden und zu ergänzen. 

Der Hinweis wird dankend entgegengenom-
men und korrigiert. 

Die Rückbauverpflichtung wird im Rahmen des 
Durchführungsvertrages zwischen Vorhaben-
träger und Planungsträger geregelt. 

Wasserwirtschaft, Bodenschutz und Altlasten 

Abwasserbeseitigung 

Die Niederschlagswasserbeseitigung hat nach der „Verord-
nung des Umweltministeriums über die dezentrale Beseitigung 
von Niederschlagswasser“ zu erfolgen. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Altlasten 

Im Plangebiet sind dem Landratsamt bisher keine altlastver-
dächtigen Flächen/Altlasten bzw. Verdachtsflächen/schädliche 
Bodenveränderungen bekannt. 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Bodenschutz 

Bei den Hinweisen zu den planungsrechtlichen Festsetzungen 
(S.8) ist unter 2. Bodenschutz die Bodenkundliche Baubeglei-
tung als Alternative zum Bodenschutzkonzept charakterisiert. 
Dies ist rechtlich nicht korrekt: Die Vorlage eines Bodenschutz-
konzepts ist im vorliegenden Fall aufgrund des Eingriffs auf ei-
ner Fläche von mehr als 0,5 ha nach § 2 Abs. 3 Landes-Bo-
denschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) verpflichtend. 
Darüber hinaus kann die zuständige Bodenschutz- und Altlas-
tenbehörde verlangen, dass die Umsetzung des Bodenschutz-
konzeptes durch den Vorhabenträger während der Ausführung 
eines Vorhabens auf einer Fläche von mehr als 1,0 Hektar von 
einer von ihm zu bestellenden fachkundigen bodenkundlichen 
Baubegleitung überwacht wird. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wurde dankend entgegengenom-
men und entsprechend korrigiert. 

Aus Sicht der unteren Bodenschutzbehörde ist im vorliegenden 
Fall aufgrund der großen Eingriffsfläche mit flächenhafter Be-
fahrung sowie der Ausführung der Baumaßnahmen im Winter-
halbjahr, einhergehend mit erhöhter Bodenfeuchte und Ver-
dichtungsempfindlichkeit der Böden, eine bodenkundliche 
Baubegleitung erforderlich. Dies ist wie folgt in den Vermei-
dungs- und Minimierungsmaßnahmen festzuhalten: 

Die Erdarbeiten im Plangebiet sind nach § 2 Abs. 3 LBod-
SchAG durch eine fachkundige bodenkundliche Baubegleitung 
(BBB) zu überwachen. Diese hat weiterhin auf die Einhaltung 
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des Bodenschutzkonzeptes zu achten. Die zur bodenkundli-
chen Baubegleitung beauftragen Personen sind der unteren 
Bodenschutz- und Altlastenbehörde vor Baubeginn einschließ-
lich Kontaktdaten, Auftragsbestätigung und Nachweis der bo-
denkundlichen Fachkunde zu benennen. Die untere Boden-
schutz- und Altlastenbehörde kann Personen ohne geeignete 
Fachkunde ablehnen. 

 

 

Da der Sachverhalt bereits gesetzlich geregelt 
ist, wurde dieser in die Hinweise zum Bebau-
ungsplan aufgenommen. 

Weiterhin sind die folgenden Punkte in die planungsrechtlichen 
Festsetzungen (Hinweise zum Bodenschutz) aufzunehmen: 

Bei den nachfolgend aufgeführten Belangen 
handelt es sich um Sachverhalte, die bereits in 
anderen Gesetzen und Normen geregelt sind. 
Daher besteht keine zusätzliche Regelungser-
fordernis nach § 9 BauGB. 

1. Zur Wiederherstellung der Bodenfunktionen ist die Anlage 
nach ihrer Stilllegung im Bereich der Freiflächen (außerhalb 
vorhandener Wege) vollständig zurückzubauen. Hierzu gehört 
auch der vollständige Rückbau der Gründung sowie der Erdka-
bel. Bezüglich des Rückbaus der Anlage wird auf den § 35 Ab-
satz 5 BauGB verwiesen. 

 

Die Rückbauverpflichtung wird im Rahmen des 
Durchführungsvertrages zwischen Vorhaben-
träger und Planungsträger geregelt. 

2. Gemäß § 3 Abs. 3 Landeskreislaufwirtschaftsgesetz (LKrei-
WiG) ist bei Bauvorhaben und der Ausweisung von Baugebie-
ten ein Erdmassenausgleich anzustreben, um die Mengen von 
nicht vor Ort verwertbarem Aushub zu minimieren. Dies kann 
zum Beispiel durch die Anpassung von Straßen- oder Gebäu-
deniveaus umgesetzt werden. Zur Vermeidung von unnötigen 
Erdbewegungen empfehlen wir die Erstellung einer Erdmas-
senbilanz, aus der die anfallenden und benötigten Erdmassen, 
getrennt nach Verwertungswegen, hervorgehen. 

 

 

Die Unterkonstruktion der Solarmodule wird in 
Ständerbauweise im Rammverfahren errichtet. 
Hohe Mengen an Bodenaushub fallen nicht an. 

Die Vorgaben zum Erdmassenausgleich wer-
den in der weiteren Projektierung beachtet. 

3. Gemäß § 3 Abs. 4 LKreiWiG ist zudem für im Rahmen von 
Bauvorhaben anfallenden Bodenaushub von mehr als 500 Ku-
bikmetern ein Abfallverwertungskonzept zu erstellen. Dieses ist 
der zuständigen Behörde mit dem Bauantrag vorzulegen. 

Die Unterkonstruktion der Solarmodule wird in 
Ständerbauweise im Rammverfahren errichtet. 
Hohe Mengen an Bodenaushub fallen nicht an. 
Sollte ein Abfallverwertungskonzept erforder-
lich werden, wird dieses im Rahmen der weite-
ren Projektierung beachtet. 

4. Nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengeset-
zes (LBodSchAG) muss für Vorhaben von mehr als 0,5 Hektar 
Größe, die auf eine nicht versiegelte, nicht baulich veränderte 
oder unbebaute Fläche (natürliche Böden) einwirken, ein Bo-
denschutzkonzept durch den Vorhabensträger erstellt werden. 
Ziel ist es, für die Planung und Ausführung des Vorhabens ei-
nen sparsamen, schonenden und haushälterischen Umgang 
mit Boden wie auch den Erhalt oder die Wiederherstellung der 
natürlichen Bodenfunktion und der damit verbundenen Boden-
qualität zu gewährleisten. 

Das Bodenschutzkonzept ist den Antragsunterlagen zum Bau-
antrag beizulegen. Sofern das Vorhaben erlaubnisfrei sein 
sollte, ist das Bodenschutzkonzept sechs Wochen vor Maß-
nahmenbeginn dem Umweltschutzamt, Fachbereich Boden-
schutz und Altlasten vorzulegen. Dies gilt insbesondere auch 
für archäologische Grabungen im Vorfeld der Erschließung, da 
auch diese eine Einwirkung auf den Boden nach § 2 Abs. 3 
LBodSchAG darstellen. 

Die Erstellung des Bodenschutzkonzeptes sollte mit der Unte-
ren Bodenschutz- und Altlastenbehörde abgestimmt werden. 
Ein Muster-Bodenschutzkonzept ist dem beigefügten Merkblatt 
angehängt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Sachverhalt ist bereits in den Hinweisen 
zum Bebauungsplan enthalten. 
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5. Planung und Durchführung von Bauvorhaben haben nach 
den anerkannten Regeln der Technik zu erfolgen. Insbeson-
dere sind hierbei die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenver-
ordnung (BBodSchV), die Ersatzbaustoffverordnung, DIN 
19639, DIN 19731, DIN 18915 und des § 202 BauGB „Schutz 
des Mutterbodens“ zu beachten. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

6. Die in den vorgelegten Unterlagen aufgelisteten Vermei-
dungs- und Minimierungsmaßnahmen zum Schutzgut Boden 
sind zu beachten. 

 

Zur Kenntnisnahme. 

7. Flächige Geländeveränderungen, Abgrabungen und Auf-
schüttungen zur Geländemodellierung (Nivellierung) des Plan-
gebietes sind aus bodenschutzfachlicher Sicht nicht zulässig. 

Geländeveränderungen sind nicht geplant und 
auch nicht zulässig. 

8. Um die Tragfähigkeit der Böden zu erhöhen und Verdichtun-
gen zu vermeiden sollte nach der Ernte keine Bodenbearbei-
tung stattfinden bzw. möglichst frühzeitig (nach Möglichkeit 
eine Vegetationsperiode) eine Begrünung der Flächen erfol-
gen. Ziel ist, dass sich bei Baubeginn eine stabile Grasnarbe 
entwickelt hat, welche bereits ein- bis zweimal geschnitten 
wurde. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Naturschutz 

Südlich von Tauberbischofsheim und nordwestlich der A81 soll 
ein Solarpark entstehen. Die Fläche liegt in der halboffenen Ag-
rarlandschaft und umfasst eine Fläche von ca. 15 ha. Gegen 
den Bebauungsplan bestehen nach derzeitigem Kenntnisstand 
keine grundsätzlichen Bedenken. Naturschutzrechtliche 
Schutzgebiete sind von dem Vorhaben nicht betroffen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Eine abschließende Stellungnahme ist zum derzeitigen 
Planungsstand nicht möglich. Laut Begründung Teil B 
wird der Umweltbericht mit Grünordnungsplan im weiteren 
Verfahren erstellt. Im Umweltbericht ist auch die Eingriffs-
Ausgleichsbilanzierung abzuarbeiten.  

 

Ein Umweltbericht mit Grünordnungsplan 
wurde nunmehr erstellt. 

Die Auswahl der relevanten Artengruppen, die Kartiermetho-
den und Zeitpunkte sowie die daraus resultierenden Ergeb-
nisse aus dem Fachbeitrag zur speziellen artenschutzrechtli-
chen Prüfung mit Stand August 2025 (saP) werden von der 
UNB als plausibel angesehen. 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Die konfliktvermeidenden Maßnahmen und die CEF-
Maßnahmen werden weitgehend als geeignet erachtet.  

Zur Kenntnisnahme. 

Eine Baufeldbegrenzung, welche auch das Lagern und Be-
fahren außerhalb der mit Modulen bestandenen Fläche 
ausschließt, ist in die Festsetzungen aufzunehmen. 

Dies ist nicht möglich, da in einem Bebauungs-
plan nur Festsetzungen innerhalb seines Gel-
tungsbereichs möglich sind. 

Darüber hinaus wäre eine Regelung für das 
Baufeld nur für die Bauzeit relevant. Grund-
sätzlich ist für eine Regelung der Lagerung 
auch kein Bebauungsplan erforderlich. 

Auch die Maßnahme M 2 (Zauneidechsen) in 
der die Lagerung von Baumaterialien themati-
siert wird, ist weiterhin in der saP und in den 
Hinweisen zum Bebauungsplan enthalten. 

Das Untersuchungsgebiet dient laut saP als Nahrungshabitat 
für jagende Fledermäuse, welches durch die PV-Anlage bei 
Beachtung der konfliktvermeidenden Maßnahmen nicht 

 

 



FRITZ & GROSSMANN / STADT TAUBERBISCHOFSHEIM Bebauungsplan Solarpark „Hof Steinbach“ 

9 

INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

beeinträchtigt wird. Darüber hinaus kommen im Untersu-
chungsgebiet keine geeigneten Habitatstrukturen für nach An-
hang IV a) der FFH-Richtlinie geschützte Artengruppen der 
Säugetiere vor. 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Im nördlichen Bereich entlang des Waldrandes wurden Zau-
neidechsen nachgewiesen. Bei dem Waldrand handelt es sich 
aufgrund des Nachweises von Jungtieren um eine Reprodukti-
onsstätte. Das Vorhabensgebiet selbst ist aufgrund fehlender 
Habitatstrukturen nicht als Zauneidechsenhabitat einzustufen. 
Als konfliktvermeidende Maßnahme dienen M1 und M2. Dem-
nach soll die Fläche des Solarparks als extensives Grünland 
bewirtschaftet und zum Waldrand ein 5 m breiter Pufferstreifen 
eingehalten werden. Die Maßnahmen wurden unter Punkt 6 in 
die schriftlichen Festsetzungen aufgenommen, allerdings in 
verkürzter Form. Die Maßnahmen sind entweder vollständig in 
die Festsetzungen zu übernehmen oder auf die ausführliche 
Beschreibung in der saP zu verweisen.  

 

 

 

Mit der Unteren Naturschutzbehörde wurde ab-
gestimmt, dass die Maßnahmen M 2 keiner 
planungsrechtlichen Festsetzung bedarf, da 
die Baugrenze zum Waldrand einen Abstand 
von 30 m einhält. 

Die Maßnahme M 2 ist jedoch weiterhin in der 
saP und in den Hinweisen zum Bebauungs-
plan enthalten. 

In den Hecken und Waldbereichen rund um den geplanten So-
larpark sind Hecken - und Höhlenbrüter vertreten, Durch eine 
extensive Bewirtschaftung des Solarparks kann im Gegensatz 
zu einem intensiv genutzten Acker die Nahrungsgrundlage für 
Heckenbrüter, Höhlenbaumbewohner und die Nahrungsgäste 
verbessert werden. Unter der Voraussetzung, dass die Hecken 
und Waldstrukturen bei dem Bau des Solarparks nicht verän-
dert werden, sind die oben genannten Vogelarten nicht vom 
Eingriff betroffen. 

 

 

 

 

In die umgebenden Hecken und Waldstruktu-
ren wird nicht eingegriffen. 

Aufgrund der Meidewirkung im Bereich von Kulissenstrukturen 
wurde bei den Erfassungen von Offenlandbrütern um das Of-
fenland ein Puffer von 100 m um den Geltungsbereich gelegt. 
Es konnten im Untersuchungsgebiet sieben Feldlerchenreviere 
nachgewiesen werden. Betroffen von dem Vorhaben sind fünf 
Feldlerchenpaare. Vier dieser Feldlerchenpaare verlieren ihr 
Habitat durch Überbauung durch die PV-Anlage. Für das Feld-
lerchenpaar im Süden ist auf Grund der Eingrünung und dem 
Waldbereich im Süden künftig nicht mehr ausreichend Platz 
gegeben, deshalb muss dieses Paar ebenfalls mit einem CEF-
Ausgleich berücksichtigt werden. Die zwei Feldlerchenpaare im 
Westen des Vorhabens sind auf Grund der Entfernungen und 
der dazwischen verlaufenden Straße nicht vom Vorhaben be-
troffen. 

Im Westen des Vorhabens konnte die Wiesenschafstelze als 
weiterer Bodenbrüter beobachtet werden, diese Art profitiert 
von der CEF-Maßnahme, die für den Verlust der Feldlerchen-
reviere gefordert wird und kann lückige Bereiche des zukünfti-
gen Solarparks als Bruthabitate nutzen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Als konfliktvermeidende Maßnahme dienen M1 und M3. Maß-
nahme M3 sieht die Vergrämung von Feldlerchen während der 
Bauzeit mittels Flatterband vor. Die Maßnahmen wurden unter 
Punkt 6 in die schriftlichen Festsetzungen aufgenommen, M3 
allerdings unter Maßnahme M5. Die Maßnahme M3 und die 
entsprechende Festsetzung sind wie folgt anzupassen: 

− Die Baufeldfreimachung hat außerhalb der Brutzeit der 
Feldlerche (Mitte März bis Mitte Juli) zu erfolgen. Sollte 
dies nicht möglich sein, ist rechtzeitig vor Beginn der Brut-
zeit eine Vergrämung der Bodenbrüter vor und während 
der Bauphase bei Baustopps zwingend nötig, damit die 
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Vögel den Bereich der Baufläche nicht als Brutrevier besie-
deln. Hierfür ist im Baufeld eine Schwarzbrache anzule-
gen. 

− Sollte eine Schwarzbrache nicht möglich sein, müssen ca. 
2 m hohe Stangen (über Geländeoberfläche) mit daran be-
festigten Absperrbändern von ca. 1-2 m Länge innerhalb 
der eingriffsrelevanten Fläche aufgestellt werden. Die 
Stangen müssen in regelmäßigen Abständen von etwa 25 
m aufgestellt werden. 

− Da noch keine Erfahrungswerte mit solchen Maßnahmen 
vorliegen, ist der Maßnahmenerfolg durch eine ökologi-
sche Baubegleitung zu überprüfen. Die Baufeldfreima-
chung darf bei dieser Vorgehensweise erst nach Freigabe 
durch die ökologische Baubegleitung erfolgen. 

 

 

 

 

Die Maßnahme M 3 aus dem Bebauungsplan 
bzw. die nunmehr als M 2 geführte Maßnahme 
aus der saP, wurden entsprechend angepasst. 

Das Aufstellen von Stangen mit Flatterband im 
ZickZack ist eine gängige Praxis und hat sich 
bei vielen Bauvorhaben bewährt. Dadurch ist 
keine ökologische Baubegleitung nötig. 

− Die Nummerierung der Maßnahme in den Festsetzungen 
ist der Nummerierung in der saP anzupassen. 

Dies ist leider nicht möglich. Der Bebauungs-
plan mit seinen grünordnerischen Maßnahmen 
aus dem Umweltbericht legt eine schlüssige 
Maßnahmennummerierung fest. Die Maßnah-
men aus der saP, als ergänzendes Gutachten, 
werden in die Bebauungsplanunterlagen über-
nommen. An den relevanten Stellen wurden 
Hinweise zur Nummerierung ergänzt. 

In Bezug auf die Feldlerche werden CEF-Maßnahmen erfor-
derlich. Zu diesem Zweck wurde CEF 1 erarbeitet und in die 
Festsetzungen übernommen. Diese werden weitgehend mitge-
tragen. Allerdings lassen sich aufgrund der Territorialität der 
Feldlerche Reviere nicht beliebig an einem Punkt verdichten. 
Die Festsetzung ist daher wie folgt zu ändern bzw. ergän-
zen: 

- Aufgrund der Territorialität der Feldlerche sind die CEF-
Maßnahmen auf mindestens zwei räumlich voneinander ge-
trennt liegenden Teilflächen umzusetzen. Alternativ kann zwi-
schen jeder Teilfläche pro Brutpaar ein Abstand von mindes-
tens 150 m eingehalten werden. 

 

 

 

 

 

 

Der Sachverhalt wurde mit der Unteren Natur-
schutzbehörde abgestimmt und in der CEF-
Maßnahme ergänzt. 

Die flächenscharfe Lage der geplanten CEF-Maßnahmen 
ist im weiteren Verfahren in die Festsetzungen aufzuneh-
men. Es wird darauf hingewiesen, dass CEF-Maßnahmen 
zur Gewährleistung der kontinuierlichen Funktionalität vor 
Beginn des Eingriffs wirksam sein müssen. 

Die flächenscharfe Lage der geplanten CEF-
Maßnahme wird im weiteren Verfahren erarbei-
tet und mit der Unteren Naturschutzbehörde 
abgestimmt. 

Folgende Festsetzungen sind darüber hinaus aufzuneh-
men: 

− Für Einsaaten ist aufgrund der Lage in der freien Natur 
ausschließlich zertifiziertes Saatgut gebietsheimischer 
Herkünfte aus dem Ursprungsgebiet 11 Südwestdeut-
sches Bergland zu verwenden. 

 

 

Der Sachverhalt wurde in der Maßnahmenbe-
schreibung zu M1 ergänzt. 

− Für Gehölzpflanzungen ist aufgrund der Lage in der 
freien Natur ausschließlich zertifiziertes Pflanzgut aus 
dem Vorkommensgebiet 5.1 Süddeutsches Hügel- 
und Bergland, Fränkische Platten und Mittelfränkische 
Becken zu verwenden. 

 

 

Der Sachverhalt wurde in der Festsetzung zum 
PFG 1 ergänzt. 

Des Weiteren werden unter Punkt 4.3 der saP weitere Maß-
nahmenempfehlungen formuliert; hier ist die Bodenfreiheit des 
Zauns auf 20 cm anzupassen: 
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- M04: Der Zaun um die PV-Anlage muss eine Bodenfreiheit 
von 20 cm im Mittel haben, um flugunfähigen Jungvögeln, 
Kleinsäugern, Amphibien und Reptilien ungehinderten Zugang 
zu ermöglichen. 

Die Maßnahme wurde in die Örtlichen Bauvorschriften unter 
Punkt 3.2 Einfriedungen aufgenommen. 

 

Die Vorschrift in den Örtlichen Bauvorschriften 
wurde angepasst. Zum Boden ist mit Zäunen 
ein Abstand von 0,20 m im Mittel einzuhalten. 

Aus Sicht des Naturschutzes sollte darüber hinaus aufge-
nommen werden, dass möglichst auf eine Einzäunung mit 
Stacheldraht als Übersteigschutz aufgrund der Kollisions-
gefahr von Fledermäusen zu verzichten ist. 

Aus Sicherheits- und Versicherungstechni-
schen Gründen kann auf den Übersteigschutz 
aus Stacheldraht nicht verzichtet werden. 

Immissionsschutz 

Aufgrund der geringen Entfernung zur nächstliegenden schutz-
würdigen Bebauung (ca. 60 m), sollte die Begründung zum Be-
bauungsplan durch konkrete Aussagen zur Verträglichkeit des 
Plangebiets mit der vorhandenen Bebauung hinsichtlich der 
Emissionen von Schall, Licht (Blendung) und elektromagneti-
scher Strahlung ergänzt werden. Die Gesamtimmissionen der 
einzelnen Umwelteinwirkungen sollten ermittelt und die Ergeb-
nisse in der Abwägung eingestellt werden. 

Auf das gemäß § 4 Abs. 2 der 26. BImSchV zu beachtende 
und in Nr. 3 der 26. BImSchVVwV konkretisierte Minimierungs-
gebot für von Niederfrequenzanlagen und Gleichstromanlagen 
ausgehende elektrische, magnetische und elektromagnetische 
Felder wird hingewiesen. 

 

Der Sachverhalt wurde mit der Immissions-
schutzbehörde abgestimmt. 

Um die angrenzende Wohnbebauung durch 
Emissionen von Schall und elektromagneti-
scher Strahlung zu schützen, wurde in der 
Festsetzung zu den Baugrenzen ergänzt, dass 
mit elektrischen Anlagen (Batteriespeicher, 
Trafostation, Wechselrichter, usw.) ein Abstand 
zum nächstgelegenen Wohnhaus von mindes-
tens 100 m einzuhalten ist. 

Ein Blendgutachten wurde erstellt und ist Be-
standteil der Unterlagen zum Bebauungsplan. 
Das Gutachten kommt zu folgendem Ergebnis: 

Aufgrund der Nähe der Wohnbebauung im 
Südwesten und der Autobahn 81 im Osten 
wurde außerdem ein Blendgutachten erstellt. 
Bezüglich der Wohnbebauung kommt das Gut-
achten zu dem Ergebnis, dass im Bereich der 
nächstgelegenen Bebauungen Blendungen 
auftreten können. Je-doch unterschreiten diese 
im Maximum eine tägliche Blenddauer von 30 
Minuten sowie eine jährliche Blenddauer von 
30 Stunden, was laut der LAI (BUND-
LÄNDER-ARBEITSGEMEINSCHAFT FÜR IM-
MISSIONSSCHUTZ 2012) keine erhebliche 
Belästigung durch Blendungen darstellt. Be-
züglich der A 81 treffen die Reflexionen in bei-
den Fahrtrichtungen mit einem Winkel > 55° 
auf das Sichtfeld der Fahrzeugführer auf und 
sind somit für die Sicherheit des Verkehrs von 
untergeordneter Bedeutung. 

Landwirtschaft 

Die geplante Freiflächenphotovoltaikanlage Hof Steinbach be-
findet sich auf dem Grundstück Flst. Nr. 7229 und teilweise auf 
dem Grundstück Flst. Nr. 7226 der Gemarkung Tauberbi-
schofsheim. Das Plangebiet umfasst 14 ha und ist laut Flurbi-
lanz dem Vorbehaltsflur I zugeordnet. Es handelt sich um land-
bauwürdige Flächen (gute Böden), welche der 
landwirtschaftlichen Nutzung vorzubehalten sind. 

Das Landwirtschaftsamt erhebt Bedenken gegenüber dem Be-
bauungsplan auf dieser Fläche. 

Die Abwägung mit der landwirtschaftlichen 
Nutzung erfolgt zugunsten der Stromerzeu-
gung.  

Energiesicherheit und Klimaschutz wird in die-
sem Bereich als bedeutender erachtet als der 
derzeit stattfindende Ackerbau auf mäßig land-
bauwürdigen Flächen. 

Bei Abwägungsentscheidungen ist zudem zu 
beachten, dass der Ausbau der erneuerbaren 
Energien, insbesondere der Solarenergie, nach 
§ 2 Erneuerbare‐ Energien‐Gesetz (EEG) so-
wie nach § 22 Nr. 2 KlimaG BW im 
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überragenden öffentlichen Interesse liegt und 
bis zum Erreichen der Treibhausgasneutralität 
als vorrangiger Belang in die Schutzgüterab-
wägung einzustellen ist. Durch diese gesetzli-
che Festlegung werden Vorhaben im Bereich 
der erneuerbaren Energien in der Abwägung 
mit anderen Schutzgütern entsprechend ihrer 
Bedeutung für das Erreichen des Landesklima-
schutzziels höher gewichtet und ihnen wird in 
der Regel ein Vorrang eingeräumt, wobei die 
Umstände des Einzelfalls in den Abwägungs- 
und Ermessensentscheidungen zu berücksich-
tigen sind. Andere Belange (Landschaftsbild, 
Landwirtschaft, …), die der Ausweisung der 
Freiflächen-Photovoltaikanlage entgegenste-
hen, können daher nur noch in atypischen Aus-
nahmefällen überwiegen. 

Forstamt 

Von der Aufstellung des Bebauungsplans „Solarpark Hof Stein-
bach“ ist Wald gemäß § 2 des Landeswaldgesetz Baden-Würt-
tembergs (LWaldG) lediglich mittelbar betroffen.  

Sämtliche angrenzenden Waldbestände sind während und 
nach der Bauphase vor Beeinträchtigungen und Beschädigun-
gen jeglicher Art sowie Befahrungen zu schützen. Auch dürfen 
keinerlei Ablagerungen innerhalb Waldes erfolgen: weder von 
Baumaterial, Bodenaushub noch im Zusammenhang mit der 
geplanten Ausgleichsmaßnahme für die Zauneidechse (auch 
keine Ablagerung von Mulchgut usw.). 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Der Abstand der Baugrenze zum Waldrand 
von 10 m im Osten und Südwesten des Plan-
gebiets wurde aufgrund der Stellungnahme der 
höheren Forstbehörde auf 30 m vergrößert. 
Der 30 m Waldabstand gilt für alle baulichen 
Anlagen. Einfriedungen können auch außer-
halb der Baugrenze errichtet werden. 

Verkehr 

Ein beschränkt-öffentlicher Weg in Form eines Feldwegs (Wirt-
schaftsweg) dient der Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen 
Grundstücke entlang des Weges. Anfallende Fahrten im Zu-
sammenhang mit dem Solarpark (allgemeiner Verkehr) fallen 
nicht darunter und wären demnach nur mit einer entsprechen-
den Ausnahmegenehmigung möglich, sofern keine straßen-
rechtliche Umwidmung erfolgt. 

Der Sachverhalt wurde mit dem Verkehrsamt 
mit Schriftwechsel vom 27.04.2026 und 
05.05.2026 abgestimmt. 

Demnach ist für die Erschließung des Solar-
parks keine Ausnahmegenehmigung für die 
Zuwegung über die Frombachstraße (Flurstü-
cke 7054 und 7054/2) erforderlich. 

Gesundheit 

Das Plangebiet liegt in der Wasserschutzzone III des Wasser-
schutzgebietes WSG Dittwar/ Königheim/Heckfeld/Oberlauda, 
WSG-Nr.-Amt: 128.208. Beim Bau und Betrieb des Solarparks 
darf die Wasserqualität des Grundwassers nicht gefährdet wer-
den. Es sollte eine sorgfältige Gefährdungsanalyse und Risiko-
abschätzung durchgeführt. Freiflächenanlagen ohne Unter-
grundeingriffe und mit wasserfreundlichen Materialien sind zu 
favorisieren. Der Wasserversorger WVMT sollte frühzeitig über 
die Planung informiert werden. Die Grundwasserschutzanfor-
derungen der unteren Wasserbehörde sind zu beachten. 

 

 

 

Der Wasserversorger ZV Wasserversorgung 
Mittlere Tauber wird im Rahmen der Offenlage 
im B-Planverfahren beteiligt. 

Grundsätzlich wird der Grundwasserschutz im 
Rahmen der weiteren Planungen beachtet. 

 Regionalverband Heilbronn-Franken 
 (Schreiben vom 29.01.2026) 

Vielen Dank für die Beteiligung an dem o. g. Verfahren. Wir 
kommen mit Blick auf den geltenden Regionalplan Heilbronn-
Franken 2020 und die rechtskräftige Teilfortschreibung Solar-
energie zu folgender Einschätzung:  
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Die Planung liegt vollständig im Regionalen Grünzug nach 
Plansatz 3.1.1. Nach unserer Einschätzung ist sie nach der 
rechtsverbindlichen Teilfortschreibung Solarenergie des Regio-
nalplans mit den Zielen der Raumordnung vereinbar, da die 
Planung weder in den landwirtschaftlich hochwertigsten Berei-
chen liegt noch Flächen mit einer funktionalen Bedeutung für 
den landesweiten Biotopverbund betroffen sind. Wir begrüßen 
die Planung als einen Beitrag zum Gelingen der Energiewende 
und tragen keine Bedenken vor.   

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verlauf dieses Verfah-
rens sowie um Mitteilung der Rechtsverbindlichkeit der Planung 
unter Benennung der Planbezeichnung, des Datums und Über-
sendung einer Planzeichnung, gerne auch in digitaler Form. 
Die Übersendung einer rechtskräftigen Ausfertigung ist nicht er-
forderlich.  

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau im RP Freiburg 
 (Schreiben vom 12.02.2026) 

1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen 

1.1. Geologie 

Im Plangebiet liegt eine Überdeckung aus der quartä-
ren Lockergesteinseinheit "Holozäne Abschwemm-
massen" vor. Darüber hinaus ist die Festgesteinsein-
heit "Oberer Muschelkalk" im Untergrund zu erwarten.   

Die lokalen geologischen Verhältnisse können der di-
gitalen Geologischen Karte von Baden-Württemberg 1 
: 50 000 (GeoLa) im LGRB-Kartenviewer entnommen 
werden. Nähere Informationen zu den lithostratigraphi-
schen Einheiten bieten die geowissenschaftlichen In-
formationsportale LGRBwissen und LithoLex. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

1.2. Geochemie 

Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemi-
schen Einheiten von Baden-Württemberg sind im 
LGRB-Kartenviewer abrufbar. Nähere Informationen 
zu den geogenen Grundgehalten sind im geowissen-
schaftlichen Informationsportal LGRBwissen beschrie-
ben. 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

1.3. Bodenkunde 

Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen 
der natürlichen Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 
BBodSchG können für nicht bereits versiegelte oder 
baulich überprägte Flächen außerhalb von Siedlungen 
in Form der Bodenkundlichen Karte 1 : 50 000 (GeoLa 
BK50) eingesehen werden. Für landwirtschaftliche Flä-
chen sollte vorrangig die frei zugängliche Bodenfunkti-
onsbewertung auf Grundlage der digitalen Boden-
schätzungsdaten verwendet werden, da diese im 
Vergleich zur BK50 lokale Bodeneigenschaften abbil-
det. Liegt keine solche Bewertung vor, ist die Boden-
funktionsbewertung auf Basis von ALK und ALB her-
anzuziehen.  
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Gemäß § 13 BNatSchG, § 1a Abs. 2 BauGB sowie § 2 
LBodSchAG ist bei der Planung auf einen sparsamen 
und schonenden Umgang mit dem Boden zu achten.  

Zusätzlich der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 LBod-
SchAG bei Vorhaben mit Eingriffen in unversiegelte, 
nicht baulich veränderte oder unbebaute Flächen ab 
0,5 ha ein Bodenschutzkonzept zu erstellen ist. Die Er-
stellung nach DIN 19639 wird empfohlen, ggf. abwei-
chende Vorgaben der zuständigen Unteren Boden-
schutzbehörde sind zu berücksichtigen.  

Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 
500 m³ Bodenüberschussmassen entstehen, so ist bei 
dem nach § 3 Abs. 4 LKreiWiG geforderten Abfallver-
wertungskonzept auf eine höchstmögliche Verwertung 
nach § 3 Abs. 2 LKreiWiG zu achten, um so die Bo-
denfunktionen im größtmöglichen Umfang zu erhalten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

2. Angewandte Geologie 

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsver-
fahren als Träger öffentlicher Belange keine fachtech-
nische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Aus-
zügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein 
hydrogeologisches bzw. geotechnisches Übersichts-
gutachten, Detailgutachten oder ein hydrogeologischer 
bzw. geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin 
getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des 
gutachtenden Ingenieurbüros. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

2.1. Ingenieurgeologie 

Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausge-
setzt, wird die Übernahme der folgenden geotechni-
schen Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen:  

Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden 
(bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuch-
tung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbo-
dens ist zu rechnen.  

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte 
Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschlie-
ßen.   

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der wei-
teren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum ge-
nauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur 
Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum 
Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen 
verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen 
bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene, 
dem Bauvorhaben angemessene Baugrunduntersu-
chungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Sachverhalt wurde in die Hinweise zum 
Bebauungsplan aufgenommen. 

2.2. Hydrogeologie 

Auf die Lage des Planvorhabens in Schutzzone IIIA 
des festgesetzten Wasserschutzgebiets „Dittwar, Kö-
nigheim, Gissigheim, Heckfeld, Oberlauda" (LUBW-
Nr.:128-208) wird in den Antragsunterlagen hingewie-
sen.  
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Bei dem hier genutzten Grundwasserleiter handelt es 
sich um einen Karst-/Kluftgrundwasserleiter. Bei der 
Abwesenheit von Deckschichten kann infiltrierendes 
Wasser in kurzer Zeit die ungesättigte Zone zum 
Grundwasser passieren. In Abhängigkeit von der Klüf-
tung und der Verkarstung des Gesteins können hohe 
Grundwasserfließgeschwindigkeiten auftreten. Für sol-
che Grundwasserleiter werden/wurden für die Abgren-
zung von Wasserschutzgebieten bzw. der jeweiligen 
Wasserschutzgebietszonen Ersatzkriterien definiert, 
die zu einer praktikablen Dimensionierung, aber auch 
zu einem verminderten Schutz des genutzten Grund-
wassers führen. Daraus folgt, dass bei Wasserschutz-
gebieten für Karst- und Kluftgrundwasserleiter auch in 
Bereichen der Schutzzone III die Fließzeit des Grund-
wassers deutlich weniger als 50 Tage zu den Fassun-
gen betragen kann. 

Die hydrogeologischen Untergrundverhältnisse kön-
nen u. a. dem Hydrogeologischen Kartenwerk des 
LGRB (1 : 50 000) (LGRB-Kartenviewer) und LGRB-
wissen entnommen werden.  

Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydro-
geologischer Themen durch das LGRB statt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

2.3. Geothermie 

Informationen zu den oberflächennahen geothermi-
schen Untergrundverhältnissen sind im Informations-
system „Oberflächennahe Geothermie für Baden-
Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. ISONG liefert erste 
Informationen (Möglichkeiten und Einschränkungen) 
zur geothermischen Nutzung des Untergrundes mit 
Erdwärmesonden und Erdwärmekollektoren.  

Bitte nehmen Sie vor Verwendung des Informations-
systems die Erläuterungen zur Kenntnis. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

2.4. Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe) 

Die Plangebiete liegen am Rande eines vom LGRB 
prognostizierten Natursteinvorkommens (Kalksteine). 
Es wurde im Rahmen der Erstellung der Prognosti-
schen Rohstoffkarte (PRK) für die Region Heilbronn-
Franken abgegrenzt. Eine Bearbeitung dieses Roh-
stoffvorkommens nach den Kriterien der landesweit 
vom LGRB erstellten Karte der mineralischen Roh-
stoffe von Baden-Württemberg 1 : 50 000 (KMR 50) 
steht noch aus.  

Die Rohstoffvorkommen der PRK mit kurzen tabellari-
schen Hinweisen können über den LGRB-
Geodatendienst (LGRB-Kartenviewer) visualisiert wer-
den (Thema/Themen: „Rohstoffvorkommen: Karte der 
mineralischen Rohstoffe 1 : 50 000 (KMR 50)/KMR 50: 
Rohstoffvorkommen und KMR 50: Rohstoffvorkom-
men, vorläufig (außerhalb bearbeitetem Gebiet)“; Visu-
alisierung der tabellarischen Hinweise durch Nutzung 
des Info-Buttons).  

Die Geodaten des Themenbereichs Rohstoffgeologie 
können als WMS-Dienst registrierungs- und kostenfrei 
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in die eigene GIS-Umgebung eingebunden werden. 
Ergänzend wird  auf Ausführungen und die Hinweise 
in den LGRB-Nachrichten 07/2016 und 04/2018 ver-
wiesen.  

Es wird auf folgende Vorgabe hingewiesen: Bei den 
verfahrenspflichtigen Bauvorhaben nach § 3 Absatz 4 
Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) ist bei 
einer voraussichtlich anfallenden Menge von mehr als 
500 Kubikmeter Erdaushub ein Abfallverwertungskon-
zept zu erstellen (siehe Schreiben des Ministeriums für 
Landesentwicklung und Wohnen, Baden-Württemberg 
„Hinweise zur Berücksichtigung des § 3 Abs. 4 LKrei-
WiG und des § 2 Abs. 3 LBodSchAG im baurechtli-
chen Verfahren“). Darin soll die wirtschaftliche Ver-
wendbarkeit von überschüssigem Erdaushub für 
technische Bauwerke oder, ggf. nach Aufbereitung, als 
mineralischer Rohstoff geprüft werden („Erläuterungen 
und Hinweise des UM B.-W. zum Abfallverwertungs-
konzept nach § 3 Abs. 4 LKreiWiG“). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

3. Landesbergdirektion 

3.1. Bergbau 

Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbauge-
biet. Nach den beim Landesamt für Geologie, Roh-
stoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen ist das 
Plangebiet nicht von Altbergbau oder künstlich ge-
schaffenen Althohlräumen (bspw. Stollen, Bunker, un-
terirdische Keller) betroffen. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Allgemeine Hinweise  

Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten 
nach Geologiedatengesetz (GeolDG)  

Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen 
Daten besteht nach den Bestimmungen des Geologiedatenge-
setzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem 
LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen Ihnen im LGRBan-
zeigeportal zur Verfügung.  

Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet   

Digitale Geodaten und Bohrdaten werden über die Fachan-
wendungen LGRBgeoportal und LGRBbohrungen bereitge-
stellt. Dort finden Sie auch weitere Fachinformationen und 
Downloadoptionen. Bitte nutzen Sie hierzu auch den LGRB-
Kartenviewer sowie LGRBwissen.   

Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster.  

Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Pla-
nungsträger.    

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Regierungspräsidium Freiburg – Waldpolitik und Körperschaftsforstdirektion 
                (Schreiben vom 20.02.2026) 

Vorhaben  

Es wird durch die Stadt Tauberbischofsheim beabsichtigt nord-
östlich der Gemarkung Dittigheim auf den Flurstücken mit den 
Nummern Flurstücke 7226 und 7229 eine Freiflächen-Photo-
voltaikanlage zu errichten. Investor ist die Firma Energiekontor 
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AG aus Bremen. Die Fläche soll im Bebauungsplan planungs-
rechtlich als Sondergebiet Photovoltaik ausgewiesen werden. 

Zur Kenntnisnahme. 

Forstfachliche Stellungnahme  

Der Geltungsbereich des Plangebietes umfasst eine Fläche 
von rd. 15 ha und wird aktuell landwirtschaftlich genutzt. Durch 
die Planung werden keine Waldflächen im Sinne des § 2 Lan-
deswaldgesetz (LWaldG) unmittelbar überplant. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Im Norden, Nordosten, Osten und Südwesten grenzt Wald 
(FlSt.-Nrn. 7224, 7081, 7234, 7325 und 7262) direkt an den 
Geltungsbereich des Sondergebietes an. Im Rahmen der Auf-
stellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist daher 
mit Baufenstern bzw. den Solarmodulen der erforderliche 
Waldabstand von 30 m nach § 4 Abs. 3 LBO einzuhalten. 

Die gesetzliche Waldabstandsvorschrift, die sich aus § 4 Abs. 3 
LBO vorrangig für Gebäude und bauliche Anlagen mit Feuer-
stätten ergibt, gilt nicht zwingend für PV-Anlagen. Dennoch 
weisen wir im Benehmen mit dem Forstamt als ebenfalls be-
troffene untere Forstbehörde am Landratsamt Main-Tauber-
Kreis ausdrücklich darauf hin, dass durch die unmittelbare 
Nähe der PV-Anlage zum Wald kurz-/mittelfristig erhebliche 
Gefahrensituationen und/oder Waldbewirtschaftungseinschrän-
kungen gegeben sind. Hierbei handelt es sich um folgende As-
pekte:  

➢ Für einen mittel-/langfristig konfliktfreien Betrieb von 
PV-Anlagen in der Nähe von bestockten Waldflächen 
wird dringend empfohlen, entsprechende Abstände 
einzuhalten (i.d.R. mindestens 30 m – u.a. zur Mini-
mierung/Ausschluss von Gefahren, Beschattung der 
Anlage, Verschmutzung und Verschattung durch Lau-
babwurf). 

➢ Durch den Klimawandel wird mit einer weiteren Zu-
nahme der Intensität von Extremwetterereignissen (u. 
a. Dürren und Stürmen) gerechnet. Diese können ei-
nen erheblichen Einfluss auf Wälder haben. Das Ri-
siko von Sturmwurf/-bruch, aber auch vom Herabfallen 
einzelner, auch starker, Äste wird aller Voraussicht 
nach erheblich zunehmen. Im Umkehrschluss erhöht 
sich zugleich auch die Gefahr einer Beschädigung von 
PV-Anlagen (inkl. Zäunung) im Einflussbereich (< 30 
m) von Waldbeständen. 

➢ In diesem Zusammenhang ist auch zu beachten, dass 
bei einer Beschädigung von PV-Modulen durch um-
stürzende Bäume bzw. herabfallende Baumteile die 
hier verarbeiteten, gegebenenfalls schädlichen Stoffe 
in die Umwelt eingetragen werden können (z. B. Bo-
den, Grundwasser). Laut einer Studie des Stuttgarter 
Instituts für Photovoltaik (ipv) und des Instituts für Sied-
lungswasserbau, Wassergüte und Abfallwirtschaft 
(Iswa) aus dem Jahr 2017 wird bei Solarmodulen, de-
ren Oberfläche zerstört oder gerissen ist, eine Schad-
stoffauswaschung festgestellt.   
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➢ Durch die Produktion elektrischer Energie (u.a. Wech-
selrichter, Trafostation) geht von Solaranlagen eine 
potenzielle Feuer- und somit Waldbrandgefahr aus. 
Hier begrüßen wir, dass für bauliche elektrische Anla-
gen in der vorgelegten Planung ein Abstand von min-
destens 30m festgesetzt wurde, aber auch von den 
Solarmodulen selbst und entsprechende Kabelführun-
gen geht eine erhöhte Brandgefahr aus. Die Brandge-
fahr für Waldbestände wiederum nimmt, bedingt durch 
die im Klimawandel prognostizierten anhaltenden Tro-
ckenperioden, voraussichtlich weiter zu.  

➢ Vorsorglich weisen wir ebenfalls darauf hin, dass sei-
tens des Anlagenbetreibers keinerlei Ansprüche auf 
Rücknahme des Waldtraufs oder ein Eingriff in die 
Waldbewirtschaftung zur Höhenbegrenzung bestehen. 
Gegebenenfalls negative Auswirkungen des angren-
zenden Waldbestandes auf die Solaranlage sind hin-
zunehmen. Hierzu zählen auch eventuelle wirtschaftli-
che Einbußen aufgrund der aktuellen oder zukünftigen 
Beschattungssituation durch die angrenzenden und 
stetig wachsenden Waldbäume. In diesem Zusam-
menhang wird klargestellt, dass eine (nachträgliche) 
Waldumwandlungsgenehmigung ausdrücklich nicht in 
Aussicht gestellt werden kann. 

➢ Neben Solarparks und dessen Einfriedung selbst, ist 
auch bei den Baumaßnahmen (vor, während und nach 
dem Betriebszeitraum) und den geplanten Ausgleichs-
maßnahmen Waldbetroffenheit zu beachten. Das gilt 
insbesondere für die Sicherstellung des Ausschlusses 
von jeglicher Lagerung von Material (u.a. Baumaterial, 
Aushubmaterial, Pflanzenteile oder Mahd) und Befah-
rung von Waldflächen zur Sicherung der Waldbe-
stände und deren uneingeschränkter Bewirtschaftung. 

Vor diesem Hintergrund wird seitens der höheren Forstbe-
hörde darauf hingewiesen, dass zu den geplanten PV-
Anlagen inklusive deren Einfriedung einen Waldabstand 
von mindestens 30 m einzuhalten ist, dies im weiteren Ver-
fahren (Aufstellung des Bebauungsplans) zu berücksichti-
gen ist und die Pläne dementsprechend anzupassen sind.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Abstand der Baugrenze zum Waldrand 
von 10 m im Osten und Südwesten des Plan-
gebiets wurde auf 30 m vergrößert. Der 30 m 
Waldabstand gilt für alle baulichen Anlagen. 

Einfriedungen können jedoch auch außerhalb 
der Baugrenze errichtet werden, da von der 
Einzäunung nicht die gleichen Gefahren wie 
von Modulen und elektrischen Anlagen ausge-
hen. Auch aus Sicht des Solarparks ist die mo-
netäre Wertigkeit der Zaunanlage deutlich ge-
ringer einzustufen. 

Gegenüber der geplanten Aufstellung des Bebauungsplans be-
stehen aus forstfachlicher Sicht keine grundsätzlichen Beden-
ken oder Einwände.  

Die Untere Forstbehörde beim Landratsamt Main-Tauber-Kreis 
erhält Nachricht von diesem Schreiben. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Baden-Württemberg Polizeipräsidium Heilbronn 
 (Schreiben vom 27.01.2026) 

Gegen den Bebauungsplan Solarpark Hof Steinbach bestehen 
keine Bedenken. 

Die Zuwegung sollte für den Baustellenverkehr freigegeben 
werden. 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 
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 Baden-Württemberg - Präsidium Technik, Logistik, Service der Polizei 
 (Schreiben vom 23.01.2026, eingegangen am 29.01.2026) 

Vielen Dank für die Beteiligung an dem im Betreff genannten 
Vorhaben.  

Die Autorisierte Stelle Digitalfunk BOS Baden-Württemberg 
(ASDBW) ist unter anderem mit der Prüfung des Richtfunknet-
zes der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben 
(BOS) in Bezug auf mögliche Störungen desselben durch Be-
bauung beauftragt.  

Bei Höhen der Bebauung bis zu 20 Metern über dem Boden, 
einschließlich Dachaufbauten, wie zum Beispiel PV-Anlagen 
oder Lüftungstechnik, sind für das BOS-Richtfunknetz keine 
Beeinträchtigungen zu erwarten.  

Sollte die Brutto-Höhe wider Erwarten mit mehr als 20 Meter 
über dem Boden geplant werden, bitten wir um eine erneute 
Beteiligung.  

Auch bei einer Änderung der räumlichen Ausdehnung des 
Plangebiets im weiteren Planungsverlauf, bitten wir um eine er-
neute Beteiligung. 

Die Überprüfung der von Ihnen übersandten Daten hat zum Er-
gebnis geführt, dass die Interessen des BOS-Richtfunknetz bei 
dem im Betreff genannten Vorhaben nicht betroffen sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
 (Schreiben vom 21.01.2026) 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage 
werden Verteidigungsbelange nicht beeinträchtigt. Es bestehen 
daher zum angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr 
als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Netze BW GmbH 
 (Schreiben vom 23.01.2026) 

Der oben genannte Bebauungsplan wurde von uns 
eingesehen und hinsichtlich der Stromversorgung überprüft. 

Im Planbereich betreibt oder errichtet die Netze BW GmbH, 
Region Neckar-Franken keine Anlagen.  

Zum derzeitigen Planungsstand haben wir keine Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 

Die Einspeisemöglichkeit der erzeugten elektrischen Energie in 
das öffentliche Verteilnetz muss in einem separaten Verfahren 
geprüft und festgelegt werden. 

Wir bedanken uns für die Beteiligung am 
Bebauungsplanverfahren und bitten weiterhin um Beteiligung. 

Nach Abschluss des Verfahrens bitten wir um 
Benachrichtigung über das Inkrafttreten des Bebauungsplanes. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 TransnetBW GmbH 
 (Schreiben vom 21.01.2026) 

Wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und mit unserer 
Leitungsdokumentation abgeglichen. 
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Im geplanten Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Hof 
Steinbach" auf Gemarkung Dittigheim betreibt und plant die 
TransnetBW GmbH keine Höchstspannungsfreileitung. 

Daher haben wir keine Bedenken und Anmerkungen vorzubrin-
gen. Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht erforder-
lich. 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Stadtwerk Tauberfranken GmbH 
 (Schreiben vom 04.02.2026) 

Vielen Dank für die Beteiligung. 

Von Seiten des Stadtwerk Tauberfranken sind beim oben ge-
nannten Bebauungsplan keine zu Vertretenden Belange betrof-
fen. 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Stadt Külsheim 
 (Schreiben vom 19.01.2026) 

Städtebauliche Belange der Stadt Külsheim werden durch den 
o.g. Bebauungsplan nicht berührt. Deshalb werden keine Anre-
gungen und Bedenken vorgebracht. Wir wünschen dem weite-
ren Verfahren einen guten Verlauf. 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Stadt Lauda-Königshofen 
 (Schreiben vom 19.01.2026) 

Vielen Dank für die Beteiligung am betreffenden Verfahren. 
Vonseiten der Stadt Lauda-Königshofen werden keine Beden-
ken oder Anregungen vorgebracht. Wir wünschen viel Erfolg! 

Zur Kenntnisnahme. 

 Gemeinde Königheim 
 (Schreiben vom 22.01.2026) 

Die Belange der Gemeinde Königheim werden von dem o.g. 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan nicht berührt, sodass sei-
tens der Gemeinde Königheim keine Einwände zum Vorhaben 
vorgebracht werden. 

 

Zur Kenntnisnahme. 
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B Beteiligte Träger öffentl. Belange ohne Abgabe einer Stellungnahme 

1. Bauernverband Main-Tauber-Kreis e. V. 

2. Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland Regionalverband Franken Geschäftsstelle 

Heilbronn 

3. Bundesnetzagentur Berlin 

4. Landesnaturschutzverband 

5. Naturschutzbund Deutschland (NABU) Landesverband Baden-Württemberg e. V. 

6. NABU Kreisverband Main-Tauber 

7. BUND Landesverband Baden-Württemberg e.V. Landesgeschäftsstelle 

8. Gemeinde Werbach 

9. Gemeinde Großrinderfeld  

10. Stadt Grünfelds 
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C Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

Die Stellungnahme aus der Öffentlichkeit ist untenstehend in ihrem vollständigen Wortlaut wie-

dergegeben. Aus Datenschutzgründen werden die Namen der Personen nicht veröffentlicht. 

 

Inhalt der Stellungnahme 

Anregungen und Bedenken 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung / 
Beschlussvorlage 

 Bürgerin oder Bürger Nr. 1 
 (Schreiben vom 16.12.2025) 

In Vorentwurf der Planungsrechtliche Festsetzungen, Örtlichen 
Bauvorschriften und Begründung steht unter Punkt 1.1, Seite 
15 und Punkt 4 Seite 20: 

„Zu den kleinteiligen Waldabschnitten im Osten und Südwesten 
dürfen die PV-Modulreihen und eine Umzäunung dagegen im 
Einvernehmen mit den Waldeigentümern in einem 10 m Ab-
stand zu Wald errichtet werden“. 

Ich als Eigentümer des Waldgrundstückes mit Flst.-Nr.: 7267 
(mit Hochwald Bestand) habe keinerlei Zusage/Einverständ-
nis/Einvernehmen (weder schriftlich noch mündlich) für einen 
Waldabstand von 10 m gegeben. Daher ist diese Angabe 
falsch.  

Gemäß telefonischer Rücksprache am 15.12.2025 mit 
__________, Projektkoordinatorin Solar Süd, Energiekontor 
AG, schlug sie mir eine Vergrößerung des Abstands auf 30 m 
zur Waldgrenze vor.  

Nur mit diesem Waldabstand von 30 m bin ich einverstanden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Abstand zwischen Waldrand und Bau-
grenze wurde im Bereich des Flst.-Nr.: 7267 
auf 30 m vergrößert. 

 




